
PERSPEKTIVEN

Anteil der verschiedenen Energieträger am 
weltweiten Primärenergieaufkommen im Jahr 
2013

195 Staaten haben sich beim Pariser Abkommen 2015 geeinigt: 
Die Erderwärmung soll nicht mehr als 2°C über das Niveau vor 
der Industrialisierung steigen. Beim aktuellen Trend ist diese 
Grenze in 20 Jahren überschritten. Deshalb sind immense po-
litische und ökonomische Veränderungen notwendig, die weit 
über die aktuell diskutierten Vorschläge und Strategien hinaus-
gehen müssen.

Kenntnisse zum Klimawandel
Grundlage für die Übereinkünfte in Paris ist ein Bericht des In-
tergovernmental Panel on Climate Change 2013/14 (IPCC). Darin 
sind die aktuellsten wissenschaftlichen Erkenntnisse zum Kli-
mawandel zusammengefasst. Die Durchschnittstemperatur auf 
der Erde ist zwischen 1880 und 2012 um 0.85°C angestiegen. Bis 
2100 wird ein weiterer Anstieg von 1.5 - 4.8°C prognostiziert, je 
nachdem welche politischen Maßnahmen getroffen werden. Der 
Temperaturanstieg ist eine Folge von mehr Treibhausgasen in der 
Atmosphäre. Die verstärkte Treibhausgasemission hängt mit dem 
global wachsenden Energiebedarf zusammen, der zwischen 1800 
und 2010 um das 50-fache gestiegen ist. Im Jahr 2013 deckten fos-
sile Energieträger, deren Nutzung Treibhausgase freisetzt, 81,5% 
des globalen Primärenergieaufkommens.
Primärenergie ist Energie, die direkt aus den ursprünglichen 
Energiequellen bezogen werden kann. Kernenergie beispielsweise 
ist Primärenergie, die Energie eines mit Kernenergie betriebenen 
Wärmekraftwerks jedoch nicht. 

Der Handel mit dem Klima.
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Wirtschaftswachstum und Klima
Hohe Treibhausgasemissionen und Energiebedarf gehen mit ei-
nem starken Wirtschaftswachstum einher, niedrige Emissionen 
und Energiebedarf mit einem geringen Wachstum. 
Die Frage nach der Kausalität zwischen diesen Größen ist ideo-
logisch stark aufgeladen und entscheidend für die Strategien zur 
Bekämpfung der Erderwärmung. So wird argumentiert, dass 
saubere Technologien schädliche Emissionen und Wirtschafts-
wachstum entkoppeln können. Für die Umsetzung des Pariser 
Abkommens bräuchte es ab 2050 eine komplette Trennung. Frag-
lich bleibt, ob bei steigendem Wirtschaftswachstum und Konsum 
eine nachhaltige Reduktion der Treibhausgasemissionen tatsäch-
lich möglich ist. 

Es braucht neue Wege für eine gerechte, sozioökologische Transformation.
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Unser Wirtschaftswachstum fördert den Klima-
wandel:

Wo entstehen Emissionen?
Strategien zur Bekämpfung des Klimawandels setzen momentan 
nicht beim Konsum an. Der Großteil der vorgeschlagenen politi-
schen Maßnahmen hin zu einem CO2-armen Wirtschaftssystem 
sieht technologiebasierte Veränderungen vor. Allen voran der 
Energiesektor soll auf erneuerbare Energiequellen umgestellt 
werden. Diese Vorgehensweise greift allerdings zu kurz, weil sie 
am nationalstaatlichen Territorium und der Produktion orien-
tiert ist. Zurzeit werden Emissionen dort gemessen, wo sie pro-
duziert werden. Wo allerdings der Konsum stattfindet, bleibt 
außerhalb des Blickfeldes. Wenn Länder also emissionsintensive 
Industrien ins Ausland auslagern, sinken die Emissionen in den 

Global ergibt sich also das Wirtschaftswachstum aus dem gestei-
gerten Verbrauch von nicht erneuerbaren Energieträgern. Dieses 
Wachstum geht auf Kosten unserer Umwelt, da es eine wesentli-
che Triebfeder für den Klimanwandel ist. Künftig braucht es ent-
weder weniger Wachstum oder mehr erneuerbare Energieträger.
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Mehr zum Thema in der aktuellen Ausgabe des 
Kurswechsel - Zeitschrift für gesellschafts-, wirt-
schafts-, umweltpolitischen Alternativen.
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ursprünglichen Ländern. Dieses Phänomen wird Carbon Leaka-
ge genannt. Es führt dazu, dass nicht überprüft werden kann, ob 
eine Emissionsreduktion durch eine Entkarbonisierung oder eine 
Auslagerung erreicht wurde. 

Markt gegen Erderwärmung?
Um die globalen Emissionen zu reduzieren hat sich die Klima-
konferenz in Paris auf den Handel mit Emissionszertifikaten, 
sogenannten „ internationally transfered mitigation outcomes“ 
(ITMOs) geeinigt. Der dominanten Marktlogik folgend wird Kli-
mawandel dabei als Treibhausgasemissionen quantifiziert, mit 
einem Preis versehen und auf internationalen Märkten gehan-
delt. Dabei werden existierende Ungleichgewichte reproduziert 
indem dieselbe Marktlogik, die sie hervorgebracht hat, auf die Be-
wältigung des Klimawandels ausgeweitet wird. Die Komplexität 
sozio-ökologischer Systeme kann mit dieser Logik jedoch nicht 
annähernd gefasst werden. 

Eine solche Marktlogik kommt beispielsweise zum Zug, wenn 
Emissionen durch Kompensationsprojekte anderswo ausgegli-
chen werden. Die „Ökosystemdienstleistung“ der Senkenfunk-
tion, also der CO2 Speicherung in Böden oder Wäldern, wird an 
zahlungsfähige AbnehmerInnen in Form von Emissionsgut-
schriften verkauft. Oft werden diese Gutschriften von ärmeren 
Ländern mit schwachen demokratischen Institutionen angebo-
ten und gehen mit Landraub und der Umsiedlung der politisch 
schwächsten Gruppen einher. Auf diese Weise werden die Kosten 
des Klimawandels nach unten weitergegeben und soziale sowie 
globale Ungleichgewichte verstärkt.

Dabei kommt es zu absurden Fällen, in denen teils autarke Bevöl-
kerungsgruppen für den Klimawandel verantwortlich gemacht 
werden, weil sie Waldflächen für Felder abholzen. Gleichzeitig 
wird die Umwandlung von Regenwald in Großplantagen als an-
nähernd klimaneutral bewertet.

Alternative Strategien
Um die globale Erderwärmung tatsächlich unter 2°C zu halten, 
dürfen zwischen 2011 und 2100 insgesamt nicht mehr als 1.000 
Gigatonnen an Treibhausgasen in die Atmosphäre gelangen. 
Damit das gelingen kann, braucht es eine breite, globale, gesell-
schaftliche Anstrengung und Zustimmung, die ohne Berücksich-
tigung von Verteilungsfragen und der Alltagsprobleme der Men-
schen kaum zu erreichen ist. Das Pariser Abkommen ist nicht 
ausreichend, weil es die Entkoppelung des Energieverbrauchs 
vom Wirtschaftswachstum durch Marktmechanismen zum Ziel 
hat. Es gibt aber andere Wege zu einer gerechten sozio-ökologi-
schen Transformation.

Erstens ist der Ökologische Fußabdruck für die Abbildung von 
Emissionen besser geeignet. Er misst die Summe aller Treibhaus-
gasemissionen, die für die Herstellung eines bestimmten Pro-
duktes notwendig sind, unabhängig davon wo diese freigesetzt 
werden. Emissionen werden dort gemessen, wo sie konsumiert 
werden. Auf dieser Basis lassen sich sinnvollere Steuern auf die 
CO2 Kosten von Produkten erheben, wodurch Carbon Leakage 
und lange Transportwege weniger rentabel werden. Gleichzeitig 

Mit erneuerbarer Energie die Konjunktur 
beleben:
Auch im österreichischen politischen Geschehen 
gibt es Versuche, Umweltpolitik mit den Alltags-
bedürfnissen der Menschen zusammenzubrin-
gen. In seinem Plan A schlägt Bundeskanzler 
Kern vor, mit einer Umstellung auf erneuerbare 
Energien die Konjunktur zu beleben und 45.000 
Arbeitsplätze zu schaffen. Auch die Strompreise 
sollen dadurch leistbarer werden. Darüber hinaus 
wird eine generelle Arbeitszeitverkürzung ange-
dacht.
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Handel mit Emissionen
Zertifikate werden verteilt, die die Emission einer 
gewissen Menge an Treibhausgasen erlauben. Es 
gibt eine fixe Menge an Zertifikaten, die insge-
samt eine Obergrenze für Emissionen darstellen. 
Haben AkteurInnen höhere Emissionen, müssen 
sie ein zusätzliches Zertifikat kaufen. Dadurch 
steigt der Preis. Ein Markt für Emissionszertifika-
te entsteht.

stärkt dieser Ansatz das Bewusstsein für globale Güterketten und 
Ungleichgewichte sowie die Klimaverträglichkeit diverser Pro-
dukte in der Bevölkerung.

Zweitens müssen Alltagsbedürfnisse mit Klimapolitik verknüpft 
werden, damit es breite Zustimmung für eine sozial-gerechte 
ökologische Transformation gibt. ArbeiterInnen-, Frauen- und 
Umweltbewegungen müssten dazu verstärkt die Dimensionen 
der jeweils anderen Bewegungen in ihre eigene Denk- und Hand-
lungsweise integrieren um gemeinsam aufzutreten. Forderungen 
nach Arbeitszeitverkürzung lassen sich zum Beispiel mit umwelt-
politischen Forderungen nach einer Abkehr vom Wachstum ver-
knüpfen. Die Ausweitung von gut bezahlten Dienstleistungen im 
Sozialbereich kann die Entkopplung von Emissionen und Wachs-
tum vorantreiben.


